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Elektromobilität. Nach dem Willen der Bundesregierung soll Deutschland bis 
2020 der führende Anbieter von Elektroautos werden. Diesem Ziel stehen Probleme 
im Weg: Zum einen fehlen geeignete Fachkräfte für den Bau der E-Mobile. Zum 
anderen ist die Technik noch nicht ganz ausgereift – und zu teuer. 

Rohstoffe. Die Elektromobilität 
soll die starke Abhängigkeit von 
Rohstoffimporten verringern. Da 
Elektroautos jedoch vor allem kleine 
Benziner verdrängen, wird dies in 
Europa wohl ein frommer Wunsch 
bleiben. Denn die europäischen 
Rohölimporte werden durch den Be-
darf  an Diesel bestimmt. Genug 

Benzin ist in der EU vorhanden. Es 
wird sogar in großen Mengen expor-
tiert, Diesel dagegen importiert.

Zudem müssen auch für den Bau 
von Elektroautos Rohstoffe impor-
tiert werden, da es in Europa keine 
relevanten Vorkommen von Lithium, 
Kupfer oder Seltenen Erden gibt. 
Das Hauptproblem besteht darin, 
dass nur wenige Länder und Firmen 
eine große Marktmacht über diese 
Rohstoffe haben (vgl. iwd 36/2011). 

Technik. Ein Elektroauto kann 
mittlerweile mehr als zwei Drittel der 
gespeicherten Energie nutzen, ein 
herkömmlicher Verbrennungsmotor 
nur 15 bis 20 Prozent. Der Schwach-
punkt bei den E-Mobilen sind aber 
die noch zu teuren Batterien: 

Je Kilowattstunde Speicher kostet 
eine Fahrzeugbatterie den Endkunden 
aktuell rund 1.000 Euro. 

Industrie. Bis auf die Herstellung 
von Batteriesystemen deckt die deut-
sche Industrie den größten Teil der 
Wertschöpfungskette bis zum ferti-
gen Elektroauto ab. Doch das E-
Mobil ist ein finanzieller Kraftakt 
für die Autoindustrie. 

Berlin: Während sich 
die Wirtschaft der  
Metropole berappelt, 
sieht es auf dem Arbeits-
markt düster aus. 
Seite 3

Bildungsgerechtigkeit: 
Gerade für benachteiligte 
Gruppen haben sich die 
Bildungschancen verbes-
sert. Dennoch muss die 
Politik am Ball bleiben. 
Seite 4-5

Reindustrialisierung: 
Die Industriequoten in 
Ost- und Westdeutsch-
land nähern sich immer 
mehr an.  
Seite 6

Außenhandel: Der Han-
del mit den Niederlanden 
könnte noch besser 
funktionieren, wenn 
Deutschland mehr für die 
Verkehrswege tun würde. 
Seite 7

Europapolitik: Die Stra-
tegie „Europa 2020“  
soll die Arbeitsmarkt-
chancen von Jugend-
lichen verbessern.  
Seite 8

Eine knappe halbe Million sollen 
es werden – so viele Elektroautos 
möchte die Bundesregierung in neun 
Jahren auf deutschen Straßen sehen.  
Aktuell bewegen sich weniger als 
3.000 dieser Gefährte durch die Re-
publik (Grafik). Die Erwartungen 
sind also hoch – und auf manchen 
Feldern deutlich überzogen:
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Insgesamt: einschließlich sonstiger Antriebe; Stand: jeweils 1. Januar
Quelle: Kraftfahrtbundesamt

Benzinmotor: Immer noch
das Arbeitspferd

Benzin

Diesel

Flüssiggas

Erdgas

Hybrid

Elektro

Insgesamt

2009 2010

30.639.015

10.290.288

306.402

60.744

22.330

1.452

41.321.171

30.449.617

10.817.769

369.430

68.515

28.862

1.588

41.737.627

2011

30.487.578

11.266.644

418.659

71.519

37.256

2.307

42.301.563

Pkw-Bestand
in Deutschland
nach Kraftstoffarten

Von der Steckdose auf die Straße
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dahin viele altgediente Fachkräfte 
ihren Hut (Grafik). Ein Problem: 
Die Elektromobilität konkurriert mit 
zahlreichen anderen technologischen 
Wachstumsfeldern wie erneuerbaren 
Energien oder Informationstechnik 
um dieselben Fachkräfte.

Marktpotenzial. Welche Chancen 
das Elektroauto auf dem Markt hat, 
hängt vor allem von zwei Faktoren 
ab: der staatlichen Förderung und 
dem Tempo des technischen Fort-
schritts. Sind beide recht hoch, 
könnte das E-Mobil im Jahr 2020 in 
Deutschland einen Marktanteil von 
6 bis 8 Prozent erreichen. Wün-
schenswert wäre es jedoch, wenn sich 
die Technologie primär aufgrund 
des technischen Fortschritts und 
nicht wegen staatlicher Zuschüsse 
durchsetzen würde. Doch ganz ohne 
Hilfen dürfte das Elektroauto auch 
2020 noch einen Marktanteil von 
weniger als 3 Prozent erreichen.

Die öffentliche Förderung ist al-
lerdings umstritten. So kosten di-
rekte Prämien für den Kauf eines 
E-Autos den Staat viel Geld. Zudem 
birgt die Bevorzugung dieser Tech-
nologie das große Risiko, aufs 
falsche Pferd zu setzen. Besser ist 
stattdessen eine staatliche Unterstüt-
zung der Grundlagenforschung. Ein 
weiterer Anreiz für die Industrie 
könnte die Mehrfachanrechnung der 
Elektrofahrzeuge auf das Kohlen-
stoffdioxid-Ziel der Autohersteller 
sein. Denn die E-Mobile gelten als 
sogenannte Null-Emissionsfahr-
zeuge und drücken den durchschnitt-
lichen CO2-Wert der Flotten. 

Den großen Siegeszug der Elek-
troautos wird es aber vorerst nicht 
geben. Dazu ist die Konkurrenz 
noch zu groß – auf  Mittel- und 
Langstrecken sind es verbrauchsop-
timierte Fahrzeuge mit Verbren-
nungsmotor, im Stadtverkehr Autos 
mit Hybridantrieb.

genieurwissenschaften, Physik und 
Informatik mitbringen. Besonders 
begehrt sind Elektro- und Fahrzeug-
bauingenieure, Informatiker und 
Elektrochemiker. Im Jahr 2009 wa-
ren rund 350.000 Akademiker mit 
solchen Qualifikationen in der Elek-
tromobilität beschäftigt. Seit dem 
Jahr 2000 ist die Zahl um gut 4 Pro-
zent jährlich gewachsen.

Und der Bedarf an Hochqualifi-
zierten wird weiter steigen. Aktuell 
werden pro Jahr rund 20.000 Aka-
demiker für die Herstellung von Ak-
kumulatoren und Batterien, den 
Karosseriebau, die Elektrizitätsver-
sorgung usw. benötigt. Im Jahr 2020 
werden es schon knapp 26.000 sein. 
Die Gründe dafür liegen einerseits 
im Wirtschafts- und Branchen-
wachstum, andererseits nehmen bis 

Denn den Forschungsaufwen-
dungen steht in absehbarer Zeit kein 
adäquater Markt gegenüber – was 
auch an den Preisen liegt: 

Wenn E-Mobile konkurrenzfähig 
werden sollen, müssten Batterien um 
rund 70 Prozent billiger werden und 
gleichzeitig eine doppelt so hohe Spei-
cherfähigkeit erreichen. 

Neben sinkenden Kosten sind es 
besonders die Verbesserungen der 
Ladeinfrastruktur sowie der Fahr-
zeugtechnik, die zum Beispiel Un-
ternehmen dazu bewegen könnten, 
künftig Elektroautos in ihre Fahr-
zeugflotte aufzunehmen (Grafik).

Fachkräfte. Wer in Branchen ar-
beiten will, die sich mit Elektromo-
bilität beschäftigen, sollte am besten 
einen Abschluss in technisch-natur-
wissenschaftlichen Fächern wie In-
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Akademiker: nur jene mit direkt relevanten Qualifikationen, z.B. Ingenieure, Physiker;
E-Mobilitätsbranchen: z.B. Herstellung von Akkumulatoren und Batterien, Karosseriebau,
Elektrizitätsversorgung; Ursprungsdaten: Statistische Ämter des Bundes und der Länder

Elektromobilität: Akademiker sind gefragt

altersbedingt ausscheidende
Akademiker zu ersetzen

So viele Akademiker werden in den
E-Mobilitätsbranchen jährlich benötigt, um bis 2014 von 2015

bis 2019

7.000 8.000

2020

8.800

den Fachkräftebedarf aufgrund des allgemeinen Wirt-
schaftswachstums und Strukturwandels zu decken 12.400 12.400 12.400

In E-Mobilitätsbranchen tätige Akademiker insgesamt 350.000

den Fachkräftebedarf aufgrund des
Branchenwachstums zu decken 700 3.500 4.400

Befragung von 181 Experten aus der Wirtschaft
Quelle: IW-Umweltexpertenpanel

Elektroautos: Die Technik zählt

Verbesserung der Versorgungsinfrastruktur
(Ladestationen, qualifizierte Werkstätten usw.)

Technische Verbesserungen am Fahrzeug
(erhöhte Reichweite, kürzere Ladezeiten usw.)

Positives Unternehmensimage 

Finanzielle staatliche Förderung
(Kaufprämien, Abschreibungsvorteile, Steuernachlässe usw.)

Verbesserung der eigenen Emissions-/Umweltbilanz

Nichtfinanzielle staatliche Anreize
(Sonderparkplätze und -fahrspuren usw.) 

So groß ist der Einfluss folgender Faktoren auf die Entscheidung von Unternehmen,
Elektroautos zu kaufen, auf einer Skala von 1 (sehr stark
ausschlaggebend) bis 4 (gar nicht ausschlaggebend) 1 2 3 4

1,8

1,8

2,0

2,3

2,6

3,0
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Berlin. Am 18. September wird in der 
Hauptstadt ein neuer Landtag gewählt. 
Während sich die Wirtschaft der Me-
tropole in den vergangenen fünf Jahren 
berappeln konnte, ist auf dem Arbeits-
markt kaum Licht am Ende des Tunnels 
zu sehen.

Für viele junge Menschen ist Ber-
lin die Stadt der Träume, für Indus-
trieunternehmen eher ein Standort, 
um den man einen Bogen macht. 
Zuletzt hat Siemens der Hauptstadt 
einen Korb gegeben. Die neue Infra-
struktursparte mit Milliardenumsät-
zen wird in München angesiedelt.

Und während in europäischen 
Metropolen wie Paris oder London 
auch die größten Unternehmen des 
jeweiligen Landes sitzen, findet sich 
in Berlin keine einzige Zentrale eines 
Dax- oder MDax-Konzerns.

Einzig die Medizintechnik blüht 
auf. Im Jahr 2007 wurden in Berlin 
rund 190 Medizintechnikfirmen mit 
8.500 Mitarbeitern gezählt. Bis 2030 
soll die Zahl der Jobs in der Gesund-
heitswirtschaft Berlin-Brandenburgs 
um 11 Prozent auf 370.000 steigen.

Ansonsten aber fehlen die Big 
Player, die viele Arbeitsplätze und 
damit auch Steuern bringen. Die 
Wachstumsraten der vergangenen 
fünf Jahre können sich mit jährlich 
2,5 Prozent zwar durchaus sehen 
lassen (Grafik). „Doch etwas mehr 
von wenig ist immer noch nicht viel“, 
schreibt ein Kommentator des Ber-
liner Tagesspiegel.

So belief sich das Bruttoinlands-
produkt (BIP) Berlins 2010 auf 
knapp 95 Milliarden Euro – Hamburg 
kommt bei nur halb so vielen Einwoh-
nern auf ein ähnliches Niveau.

Außerdem ist ein Teil des Wachs-
tums – wie Berlin selbst – auf Sand 
gebaut. Die Hauptstadt hält sich nur 
mit enormen Subventionen über 
Wasser. Die Hälfte der diesjährigen 
Einnahmen von 19,2 Milliarden 
Euro erwirtschaftet die Stadt selbst 
– den anderen Teil schießen der Bund 
und die Länder zu. Aber auch das 
reicht der Metropole nicht. Unter 
dem Regierenden Bürgermeister 
Klaus Wowereit sind die Schulden 
um mehr als die Hälfte auf 60 Mil-
liarden Euro gestiegen.

Ein zwiespältiges Bild bietet auch 
der Arbeitsmarkt. In Sachen Be-
schäftigungsaufbau läuft es gar nicht 
so schlecht. Aber die Arbeitslosen-
quote Berlins ist mit 13,3 Prozent 
fast doppelt so hoch wie im Bundes-
durchschnitt. Und die Zahl der ge-
meldeten offenen Stellen war in Ber-
lin im August mit 15.208 um etwa 
1.250 niedriger als etwa in Hamburg. 

Auf der anderen Seite hatten 2010 
immerhin rund 1,7 Millionen Berli-
ner einen Job – gut 9 Prozent mehr 
als fünf Jahre zuvor. Das Plus reicht 

indes nicht, um die Nachfrage nach 
Arbeitsplätzen zu decken. Denn die 
Hauptstadt ist bei Zuwanderern aus 
dem In- und Ausland beliebt:

Ende 2010 lebten in Berlin nahezu 
3,5 Millionen Menschen, so viele wie 
seit 15 Jahren nicht mehr.

Um die wirtschaftliche Wende zu 
schaffen, braucht die größte Stadt 
Deutschlands letztlich mehr Indus-
trie. Der Senat hat das durchaus 
erkannt: So soll auf dem Gelände 
des Flughafens Tegel, der im kom-
menden Jahr geschlossen wird, ein 
Industriepark entstehen. Aber bis 
dort tatsächlich neue Jobs geschaf-
fen werden, dürften Jahre vergehen. 

Der Umzug des Hauptstadtflug-
hafens nach Schönefeld wirft die 
Berliner Wirtschaft erst einmal zu-
rück. Denn der Großflughafen Ber-
lin Brandenburg International liegt 
auf dem Gebiet des Nachbarlands. 
Der neue Airport dürfte das Bran-
denburger Sozialprodukt auf einen 
Schlag um etwa 5 Prozent mehren – 
und die Berliner Wirtschaftsleistung 
entsprechend verringern.
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Berlin: Sexy, aber arbeitslos
2010 Berlin Deutschland

Anteil Berlins an Deutschland in Prozent

3.460 81.751 4,2

Erwerbstätige in 1.000 1.685 40.483 4,2

Bruttoinlandsprodukt
(BIP) in Milliarden Euro 94,7 2.498,8 3,8

Einwohner in 1.000

BIP je Einwohner
in Euro

Quellen: Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen der Länder (VGR),
Bundesagentur für Arbeit

Bruttowertschöpfung
je Erwerbstätigen
in Euro

27.499 29.406

Arbeitslosenquote
im August 2011
in Prozent

13,3

7,0

Jahresdurchschnitt-
liche Veränderung
des BIP von 2005
bis 2010 in Prozent

2,48
1,14

50.381 55.328

Wachstum auf 
Sand gebaut
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Die Seiten 4 bis 5 erhalten Sie am 

Donnerstag, 15. September 2011.
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Zurück zur Industrie

Reindustrialisierung. Anfang der 
1990er Jahre lag die Industrie in Ost-
deutschland infolge der Öffnung für 
den Weltmarkt am Boden. Mittlerweile 
nähern sich die Industriequoten in Ost 
und West immer mehr an. Die Institut 
der deutschen Wirtschaft Köln Consult 
hat analysiert,  woran das liegt.  

In den ostdeutschen Bundeslän-
dern hat sich die Bruttowertschöp-
fung des Verarbeitenden Gewerbes 
seit 1991 mehr als verdreifacht. Da-
mit befinden sich die Industriequo-
ten in Ost und West heute schon auf 
fast gleichem Niveau (Grafik):

In Ostdeutschland werden nahezu 
18 Prozent der gesamtwirtschaft-
lichen Bruttowertschöpfung von der 
Industrie erwirtschaftet – im Westen 
sind es rund 21 Prozent. 

Vor 20 Jahren war der Abstand 
dagegen noch riesig. Westdeutsch-
land kam damals auf eine Industrie-
quote von rund 29 Prozent, im Osten 
waren es zeitweise nur 11 Prozent. 

Ein Grund für die Annäherung 
ist, dass sich der Westen immer wei-
ter weg von der Industrie- und hin 
zur Dienstleistungswirtschaft be-
wegt. Im Osten dagegen hat die In-
dustrie nach dem wiedervereini-
gungsbedingten Einbruch tendenzi-
ell zugelegt.

Allerdings gibt es auch dort noch 
große Unterschiede zwischen den 
einzelnen Regionen. 

Thüringen hat eine Industriequote 
von gut 22 Prozent und liegt damit 
über dem westdeutschen Durchschnitt. 

In Mecklenburg-Vorpommern 
wird dagegen nur rund ein Zehntel 
der Bruttowertschöpfung vom Ver-
arbeitenden Gewerbe erwirtschaftet. 

Die Reindustrialisierung des Os-
tens ist unter anderem auf jahrzehn-
telange Traditionen zurückzuführen. 
Das zeigen drei Beispiele:

• Mitteldeutsches Chemie-Dreieck: 
Die Region zwischen Bitterfeld, 
Leuna und Schkopau hat, gemessen 
am bundesweiten Durchschnitt von 
20,7 Prozent, eine sehr hohe Indus-
triequote. Im Kreis Anhalt-Bitter-
feld etwa liegt sie bei 31 Prozent. Der 
Löwenanteil entfällt dabei auf die 
Chemie- und Kunststoffindustrie. 
Sie prägt die Region schon seit über 
100 Jahren und ist ursprünglich aus 
den Kohlevorkommen des mittel-
deutschen Braunkohlereviers ent-
standen. Auch heute profitieren die 
Firmen in der Region vom weltwei-
ten Wachstum der Chemiebranche. 
Insbesondere die hohen Investiti-

onen in den vergangenen 20 Jahren 
sowie der Stoff- und Energieverbund 
vor Ort machen den Standort auch 
für internationale Großinvestoren 
attraktiv. 

• Wartburgkreis/Eisenach: Mit einer 
Bruttowertschöpfung von beinahe 
37 Prozent erreicht die Region in 
Thüringen Werte, von denen selbst 
die Mehrheit der westdeutschen Re-
gionen nur träumen kann. Die Basis 
der wirtschaftlichen Entwicklung 
bilden umfangreiche Rohstoffvor-
kommen, insbesondere an Holz und 
Eisenerz. Außerdem werden in der 
Region bereits seit 1898 Autos in der 
Fahrzeugfabrik Eisenach produziert 
– zuerst Wartburg-Motorwagen und 
später verschiedene Dixi-Modelle. 

Nach wie vor gehören Eisenach 
und der umliegende Wartburgkreis 
mit seinem Opelwerk zu den heraus-
ragenden Standorten der Automo-
bilindustrie und dessen Zulieferern. 
Wie leistungs- und zukunftsfähig der 
Standort ist, zeigte erst vor kurzem 
der Bosch-Konzern mit seiner 
Standortentscheidung für eine Pilot-
anlage, in der  Lithium-Ionen-Bat-
terien der nächsten Generation pro-
duziert werden.

• Uckermark: Dieser Kreis hebt sich 
positiv von anderen, meist struktur-
schwachen Regionen an der deutsch-
polnischen Grenze ab. Punkten kann 
die Region etwa durch die PCK Raf-
finerie in Schwedt, die etwa 10 Pro-
zent der gesamten deutschen Erdöl-
verarbeitungskapazitäten vorhält. 
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Quelle: Volkswirtschaftliche
Gesamtrechnungen der Länder 

Industriequote: Ost und
West nähern sich an
Anteil des Verarbeitenden Gewerbes an der
Bruttowertschöpfung in Prozent

Westdeutschland mit Berlin
Ostdeutschland ohne Berlin

1992 96
98
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21,1

17,5

28,5

14,2

Information

Weitere Grafik unter:
www.iwkoeln.de/
Industrialisierung
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Deutschland muss die Bahn frei machen

Außenhandel. Die Niederlande sind 
einer der wichtigsten Handelspartner 
Deutschlands. Der grenzüberschreiten-
de Warenaustausch könnte noch rei-
bungsloser funktionieren – wenn die 
Bundesrepublik mehr für die Infrastruk-
tur tun würde. Noch aber stockt der 
Ausbau einer zentralen Schienenver-
bindung für den europäischen Güter-
verkehr.

Rotterdam ist nicht nur für die 
Niederlande das Tor zur Welt: Un-
ternehmen aus ganz Europa nutzen 
den größten Tiefwasserhafen auf 
dem Kontinent, um ihre Waren rund 
um den Globus zu schicken bzw. aus 
aller Welt zu beziehen. Insgesamt 
wurden im Jahr 2010 an der Mün-
dung von Rhein und Maas 430 Mil-
lionen Tonnen Fracht umgeschlagen. 
Seit 2003 ist der Güterumschlag um 
rund ein Drittel gewachsen.

Ein großer Teil des sogenannten 
Seehafenhinterlandverkehrs, mit 
dem die Waren von und nach Rot-
terdam transportiert werden, führt 
auch nach bzw. durch Deutschland. 
Von allen Lkws, die in die Bundesre-
publik ein- oder ausreisen, kommt 
gut jeder Dritte aus den Niederlan-
den bzw. fährt dorthin. Allein auf 
der A40 bei Straelen passieren jähr-
lich nahezu 3 Millionen Brummis die 
Grenze. Etwa ein Drittel des mit dem 
Rotterdamer Hafen verbundenen 
Verkehrs wird zudem über Binnen-
schiffe auf dem Rhein abgewickelt 
– mit steigender Tendenz.

Aber auch die Bahn soll künftig 
mehr Güter vom und zum Rotterda-
mer Hafen transportieren und so 
helfen, die immer größeren Fracht-
mengen zu bewältigen.

Die Niederlande haben fast 5 Mil-
liarden Euro investiert und 2008 die 
Betuwe-Route fertiggestellt, eine 
mehrgleisige Güterbahnstrecke zur 
deutschen Grenze bei Emmerich.

Die Bahnlinie ist Teil des ge-
planten europäischen Güterkorri-
dors, der durch die Bundesrepublik 
bis nach Genua führt. Doch auf 
deutscher Seite kommt der Ausbau 
der Teilstrecke von Emmerich nach 
Oberhausen nur schwer in Gang. 
Mit der Fertigstellung ist nicht vor 
2015 zu rechnen, obwohl das Projekt 
bereits seit 2003 ganz oben auf dem 
Bundesverkehrswegeplan steht.

Gerade die Bundesregierung 
sollte ein großes Interesse am Aus-
bau der Transportinfrastruktur ha-
ben. Schließlich ist Deutschland 
nicht nur ein Transitland für nieder-
ländische Güter, der Nachbarstaat 
gehört auch zu den wichtigsten deut-
schen Handelspartnern.

Im Jahr 2010 importierte Deutsch-
land aus den Niederlanden Waren im 
Wert von fast 69 Milliarden Euro – 
nur China lieferte noch mehr.

Zugleich verkauften deutsche Fir-
men Produkte für gut 63 Milliarden 
Euro an niederländische Kunden. 
Höhere Erlöse erzielte die Bundes-
republik lediglich aus den Exporten 
nach Frankreich und in die USA.

Für den Handel zwischen Indus-
trieländern eher unüblich ist die Gü-
terstruktur. Ob es an Frau Antje 
liegt, die seit 50 Jahren Käse aus 
Holland bewirbt, sei dahingestellt – 
jedenfalls gehören Gouda und Leer-
dammer zu den Importschlagern: 
Von den 580.000 Tonnen Käse, die 
Deutschland 2009 importierte, ka-
men 220.000 Tonnen aus Holland.

Überhaupt scheinen die Bundes-
bürger eine Vorliebe für Essbares aus 
Holland zu haben (Grafik):

Fast 13 Prozent aller deutschen 
Einfuhren aus den Niederlanden sind 
Nahrungs- und Genussmittel.

Die holländischen Bestseller nach 
Deutschland sind allerdings Güter, 
die wohl nur Experten mit den Nie-
derlanden in Verbindung bringen: 
Erdgas, Erdöl- und Kokerei-Erzeug-
nisse.

Andere Waren: u.a. Kork- und Holzwaren, Möbel, Musikinstrumente, Schmuckwaren
Ursprungsdaten: Statistisches Bundesamt, Vereinte Nationen

Gas und Gurken aus Holland
So viel Prozent des deutsch-niederländischen Handels entfielen im Jahr 2010
auf diese Warengruppen Deutsche ExporteDeutsche Importe

Energie 4,017,4
Chemische Erzeugnisse 19,417,1
Nahrungs-/Genussmittel 10,112,9

Elektroindustrie 13,68,8
Metallerzeugung 7,86,4
Maschinenbau 7,43,3
Fahrzeugbau 8,32,8

Textilien, Bekleidung 3,72,1
Andere Waren 12,413,3

Sonstiges 13,315,9

68,8
Milliarden

Euro

Insgesamt

63,2
Milliarden

Euro

Insgesamt
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Europas Jugend hofft

Europapolitik. Mit der im ver-
gangenen Jahr vorgestellten Strategie 

„Europa 2020“ will die EU-Kommission 
unter anderem die Arbeitsmarktchan-
cen von Jugendlichen verbessern. Doch 
schon jetzt ist abzusehen, dass das 
Vorhaben nicht ganz gelingen wird.

In der Europäischen Union leben 
etwa 100 Millionen Menschen, die 
jünger sind als 30 Jahre. Und obwohl 
die Gesellschaften immer älter wer-
den, sind die Arbeitsmarktchancen 
von Jugendlichen in vielen Ländern 
schlecht. Die Strategie „Europa 
2020“ soll der Jugend wieder Hoff-
nung machen. Doch wie der Rat der 
Europäischen Union in seinem Fort-
schrittsbericht zeigt, wird wohl nicht 
alles gelingen wie geplant: 

• Beschäftigung. Die Beschäfti-
gungsquote der 20- bis 64-Jährigen 
soll bis 2020 auf 75 Prozent erhöht 
werden – und dabei vor allem die 
jungen Leute berücksichtigen. Denn 
für sie sieht es derzeit besonders 

schlimm aus: Etwa 20 Prozent der 
unter 25-Jährigen in der EU waren 
im Mai 2011 arbeitslos (Grafik):

In Spanien waren sogar 45 Prozent 
der unter 25-Jährigen ohne Job – in 
Griechenland fast 39 Prozent. 

In Deutschland dagegen hat nur 
knapp jeder zehnte junge Mensch 
keine bezahlte Beschäftigung. Doch 
selbst wenn alle Mitgliedsstaaten 
ihre aktuellen Beschäftigungsziele 
erfolgreich umsetzen, wird die EU-
weit angestrebte Quote von 75 Pro-
zent um mindestens 2 Prozentpunkte 
verfehlt werden.  

• Schulabbrecherquote. Ein weiteres 
Ziel ist es, die Quote der Schulabbre-
cher bis 2020 auf unter 10 Prozent 
zu senken. Derzeit haben 15 Prozent 
der 18- bis 24-Jährigen keinen mitt-
leren Schulabschluss. Erreichbar ist 
dem Fortschrittsbericht zufolge aber 
nur eine Schulabbrecherquote von 
10,5 Prozent – das wären 200.000 
mehr junge Frauen und Männer 
ohne Abschluss als geplant.

• Hochschulabsolventen. Der Anteil 
der 30- bis 34-jährigen EU-Bevölke-
rung mit einem Hochschulabschluss 
soll auf mindestens 40 Prozent stei-
gen. Aktuell haben rund 30 Prozent 
der EU-Bürger einen akademischen 
Abschluss – in Japan beispielsweise 
sind es 50 Prozent. Ein Blick auf die 
nationalen Reformprogramme, mit 
denen die „Strategie 2020“ umge-

setzt wird, zeigt: Wahrscheinlich 
wird der Anteil der Hochschulabsol-
venten im Jahr 2020 bei 37 Prozent 
liegen – das wären 800.000 Akade-
miker weniger als angestrebt. 

Insgesamt hat die EU für ihre 
„Strategie 2020“ sieben Leitinitiati-
ven entworfen. Eine von ihnen ist die 
Kampagne „Jugend in Bewegung“. 
Sie soll die Möglichkeiten der jungen 
Leute verbessern, in den verschie-
denen EU-Staaten zu studieren oder 
ein Praktikum zu absolvieren. Un-
terstützung bekommen die Jugend-
lichen außerdem auf dem Weg in die 
Selbstständigkeit und bei der Suche 
nach einem Job.  
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Griechenland, Lettland:
Daten für das 1. Quartal 2011
Quelle: Eurostat

Jung und ohne Job
Arbeitslosenquoten der unter 25-Jährigen
im Mai 2011 in Prozent

Spanien

Griechenland

Slowakei

Litauen

Lettland

Portugal

Italien

Irland

Bulgarien

Polen

Deutschland

EU-27

45,1

38,5

33,3

33,1

29,7

29,2

28,2

27,7

26,9

24,9

9,3

20,9


